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Änderungsantrag 
der Fraktion der SPD 
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Gesetz zur Änderung des Wohnungsbindungsgesetzes (WoBindÄndG) 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Artikel 1 wird wie folgt geändert: 

Folgende Nummer 10a wird eingefügt: 

,10a. § 26 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des 
Absatzes 1 Nr. 1 mit einer Geldbuße bis zu 3 000 Deutsche 
Mark je Wohnung, in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 bis 4 
mit einer Geldbuße bis zu 20 000 Deutsche Mark und in den 
Fällen des Absatzes 1 Nr. 5 mit einer Geldbuße bis zu 50 000 
Deutsche Mark geahndet werden." 

Bonn, den 27. März 1990 

Dr. Vogel und Fraktion 

Begründung umseitig 
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Begründung 

Das seit sechzehn Jahren geltende Recht mit der Begrenzung des 
Bußgeldes auf maximal 20 000 DM bei Leerstand bzw. Zweckent-
fremdung von Sozialwohnungen ist angesichts der zunehmenden 
Bedeutung, die dem Gebot der Erhaltung und zweckbestimmten 
Nutzung von Wohnraum zukommt, nicht mehr ausreichend. Leer-
stand und Zweckentfremdung von Wohnraum zeugen von einem 
so auffälligen Fehlverhalten, das nur mit einem wesentlich erhöh-
ten Bußgeldrahmen wirksam geahndet werden kann. Ein Betrag 
bis zu 50 000 DM ist deshalb notwendig, aber auch angemessen. 

Es muß dabei auch bedacht werden, daß andere Ahndungsmög-
lichkeiten (Strafzinsen, Kündigung des öffentlichen Baudar-
lehens) dann ausscheiden, wenn ein öffentliches Baudarlehen 
bereits zurückgezahlt ist und die Wohnungen nur noch der so-
genannten Nachwirkungsfrist des Wohnungsbindungsgesetzes 
unterliegen. 


